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So gesehen So sieht es    Jürgen Tomicek   

Haseloff droht wegen AfD auszuwandern

Ein sinkendes 
Schiff?
Von Birgit Marschall, Büro Berlin

Der CDU-Politiker Reiner Haseloff regiert das Land Sach-
sen-Anhalt seit nunmehr 14 Jahren.  Nun droht er  seine 

Heimat zu verlassen, sollte die AfD im September 2026 die 
nächste Landtagswahl gewinnen. Käme die AfD an die Macht, 
„wäre für mich wirklich die Grundsatzentscheidung, ob ich 
nach 72 Jahren meine Heimat verlassen würde“, sagte der zur-
zeit noch 71-Jährige.

Es muss schon sehr viel Verzweiflung im Spiel sein, wenn 
der höchste Repräsentant eines Bundeslandes solche Worte 
wählt. Wenn er öffentlich damit droht, den Bürgern in Sach-
sen-Anhalt, von denen viele ihm bei Wahlen das Vertrauen 
geschenkt haben, notfalls den Rücken zu kehren. Als gleiche 
das Land einem sinkenden Schiff, das nicht mehr zu retten 
ist. Diese Metapher zu Ende gedacht, liegt eine weitere Rede-
wendung nahe: Der Kapitän sollte ein sinkendes Schiff als 
Letzter verlassen.

Nun agiert die AfD in Sachsen-Anhalt ähnlich wie in Thü-
ringen besonders perfide. Sie verharmlost immer wieder NS-
Verbrechen, sie hetzt gegen Minderheiten, vor allem Auslän-
der. Haseloff fühlt sich in seinem Landtag wohl zu Recht mit-
unter an die Endphase der Weimarer Republik erinnert. Doch 
in 14 Jahren als Regierungschef hat Haseloff den Aufstieg der 
Rechtsextremen nicht verhindern können. Er trägt  ein gehö-
riges Maß an Mitschuld – ebenso wie die anderen demokrati-
schen Parteien. Aus Verzweiflung den Rechtsextremen ein-
fach das Feld zu überlassen – das darf  für Demokraten keine 
Option sein, erst recht nicht für ein Landesoberhaupt.
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Politisches Glatteis in Kanada Zeichnung: Jürgen Tomicek

Zitat des Tages

Es geht ja nun nicht nur um die Maskenbeschaffung unter 
Jens Spahn. Wir alle erinnern uns noch gut: Es geht um 

ein Netzwerk. Ich will nicht von CDU-Clankriminalität sprechen, 
aber es geht in diese Richtung. Es geht mindestens um einen 
CDU-Filz.
Ines Schwerdtner, 
Linken-Bundesvorsitzende,  fordert, den Sonderbericht zur Beschaffung von Corona-Masken unter Ge-

sundheitsminister Jens Spahn (CDU) 2020 zu veröffentlichen.
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Erst wollte Donald Trump 
keinen Angriff Israels auf 

den Iran. Er setzte vielmehr –  
wie schon der von ihm dafür 
scharf kritisierte Vorgänger 
Barack Obama –  plötzlich auf 
Diplomatie, um die nuklearen 
Ambitionen Teherans einzu-
grenzen. Was bis zu den nun 
gestoppten Gesprächen zwi-
schen den USA und Vertretern 
Irans an Details durchgedrun-
gen war, hatte kurioserweise 
Grundzüge des einst von Oba-
ma und EU-Vertretern ausge-
handelten Vertragswerks, das 
Trump in seiner ersten Amts-
zeit aufgekündigt hatte. 

Sinneswandel

Wer diesen Sinneswandel 
des amtierenden US-Präsiden-
ten verstehen will, sollte sich 
vor Augen halten, dass Trump 
Berichten zufolge weiter vom 
Friedensnobelpreis träumt. 
Grundlage dafür sollte der 
Krieg zwischen Russland und 
der Ukraine sein, den er – so 
sein Wahlprogramm –  am ers-
ten Tag seiner Amtszeit been-
den wollte. Das scheiterte –  
ebenso wie die Verhandlun-
gen Washingtons mit dem 
Iran. Und nun stärkt Trump Is-
rael zumindest verbal den Rü-
cken: Teheran habe doch ge-
wusst, was nach dem Ablauf 
der von ihm gesetzten 60-Ta-
ges-Frist geschehen würde, 
sagt er zu den Luftangriffen 

Doch gleichzeitig zeigt sich 
der US-Präsident weiter als 
nur schwer zu berechnender, 

Die „Enthauptungs-Schlä-
ge“ Israels vor allem gegen die 
Hisbollah-Führung hatten zu-
dem gezeigt, welche schwer-
wiegenden moralischen Fol-
gen eine solche Kriegsführung 
für den Feind haben kann. Seit 
dem Ausbruch der gegenseiti-
gen Luftangriffe zwischen Is-
rael und dem Iran hat die Ter-
rormiliz erklärt, sie werde sich 
nicht in diesen Konflikt einmi-
schen. Frei nach der Devise: 
Wir haben genug gelitten. Das 
zeigt einmal mehr, dass in der 
krisengeschüttelten Region 
am Ende vor allem Härte ver-
standen und diplomatisches 
Vorgehen als Schwäche ausge-
legt wird. 

Balanceakt

Trump, der derzeit zwi-
schen den Positionen Milita-
rist und Pazifist balanciert, 
scheint sich damit noch nicht 
abgefunden zu haben. Er 
träumt, wie seine Aussagen 
zeigen, weiter von einer Lö-
sung und einem „Deal“ auf 
dem Verhandlungsweg, ob-
wohl Teheran –  wie es erneut 
auch UN-Experten bestätigten 
– den Westen seit Jahrzehnten 
täuscht, was Atomwaffen an-
geht. 

Und er scheint die Option 
völlig zu ignorieren, dass eine 
aktive militärische Unterstüt-
zung der USA helfen würde, 
den Krieg deutlich abzukür-
zen. Denn der iranischen Ter-
ror-Politik sind  auch Amerika-
ner zum Opfer gefallen.

Analyse  US-Präsident träumt noch immer vom Friedensnobelpreis

Trumps Nahost-Zickzackkurs
irrational wirkender Staats-
mann, den oft sein Gerede von 
gestern am nächsten Tag nicht 
mehr interessiert. 

Zwar vertritt er die Ansicht, 
dass Teheran niemals in den 
Besitz von Atomwaffen kom-
men dürfe. Doch dann ver-
kündete er am Samstag in 
einem Internet-Post plötzlich: 
Der Konflikt solle jetzt enden. 
Und das zu einem Zeitpunkt, 
wo noch lange nicht klar ist, 
ob Israel mit den Angriffen auf 
die iranische Nuklear-Infra-
struktur seine Ziele erreicht 
hat. 

Gleichzeitig sucht er Dis-
tanz zu den Luftattacken. „Wir 
sind nicht verwickelt. Es ist 
möglich, dass wir verwickelt 
werden. Wir sind es aber mo-
mentan nicht“, so Trump im 
Fernsehsender ABC. Das wi-
dersprach deutlich den Aussa-
gen von Insidern in Washing-
ton, dass die USA zumindest 
in Sachen Luftabwehr Israel 
Schützenhilfe geben würden.

Strategie unklar

So ist weiter völlig unklar, 
wie Trumps Strategie gegen-
über dem Iran aussieht, nach-
dem sein angestrebtes Image 

eines globalen Friedensbrin-
gers unerreichbar scheint. 

Die Entsendung von US-Bo-
dentruppen in einen Krieg mit 
Teheran erscheint nicht als 
Option, wie die bisherigen 
Aussagen aus dem Weißen 
Haus zeigen. Eine „rote Linie“ 
dürfte für ihn ein denkbarer 
Angriff des Iran auf amerika-
nische Stützpunkte in Nahost 
sein. Dann wiederum stellt 
sich die Frage, welche Aktio-
nen Israels Trump bereit ist zu 
tolerieren. Der Sender CNN be-
richtete am Wochenende, er 
habe Benjamin Netanjahu die 

Absicht ausge-
redet, die Füh-
rung des Iran –  
allen voran 
Ajatollah Ali 
Khamenei –  zu 
eliminieren. 
Israel –  das 
dies offiziell 

dementiert –  hatte Quellen zu-
folge offenbar die Möglichkeit, 
dies zu tun. 

Schwerer Fehler 

Hat Trump, der noch die 
Tötung führender Extremis-
ten wie der Hamas- und His-
bollah-Chefplaner gutgehei-
ßen hatte, tatsächlich interve-
niert, könnte sich dies lang-
fristig als schwerer Fehler he-
rausstellen. Denn der ge-
schwächte Iran hat mit Kha-
menei ein Oberhaupt, das seit 
35 Jahren an der Macht ist und 
dessen Nachfolge völlig unge-
wiss wäre. 

Autor dieses Beitrages ist Friede-
mann Diederichs. Der Korrespon-

dent bericht über das politische 

Geschehen in den USA.
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Alexander Will über die Lehren des 17. Juni 1953, 
des Tages des Aufstandes gegen 
die SED-Diktatur in der DDR 

Kolumne

Heute ist der 17. Juni. Einst-
mals in der alten Bundes-

republik ein Feiertag und in 
der alten DDR ein Schreckens-
tag. Heute fast vergessen. Da-
bei ist der Jahrestag des Auf-
standes gegen die SED-Dikta-
tur in der DDR bis heute wich-
tig – für das historische Be-
wusstsein und für die prakti-
sche Politik in den Parlamen-
ten. 

Der 17. Juni 1953 war einer 
der wenigen Tage der deut-

schen Geschichte, an denen 
die Freiheit ein dickes Ausru-
fezeichen setzte. Ein Teil der 
Deutschen, eines autoritäts-
gläubigen und -fürchtenden 
Volkes, machte tatsächlich Re-
volution gegen die Knechtung 
durch ein sozialistisches Re-
gime. Es ging nicht um die Zu-
rücknahme von Normerhö-
hungen. Das war nur der An-
lass. Es ging um freie Wahlen, 
freie Rede und ein freies Le-
ben. 

In vielerlei Hinsicht sind ei-
nige dieser Freiheiten auch 
heute wieder bedroht – sei es 
die freie Rede durch schnüf-
felnde „NGOS“ und mit Straf-
befehlen um sich werfende 
„Schwerpunktstaatsanwalt-
schaften“. Sei es ein freies Le-
ben durch Enteignungen 
durch die Hintertür und Aus-
weitung staatlicher Gänge-
lung. Der 17. Juni bringt in Er-
innerung, dass ohne Freiheit 
alles nichts ist. 

Er bringt auch in Erinne-
rung, dass Freiheit eine fragile 
Angelegenheit ist, die vertei-

digt werden will und die Fein-
de hat. Damals ließen die 
Westmächte – deren Vertreter 
ansonsten das F-Wort gern 
und häufig im Munde führten 
– die DDR-Demonstranten oh-
ne Unterstützung. Sie lieferten 
sie damit der Rache der sowje-
tischen Besatzer und der gede-
mütigten SED aus. Anzumer-
ken ist dabei, dass in den Pan-
zern, die damals in Berlin und 
anderswo den Aufstand nie-
derwalzten, eben nicht nur 
Russen saßen – sondern auch 
Ukrainer oder Balten, also An-
gehörige jener Völker, die sich 
heute gern als Opfer der Rus-
sen während der Sowjetzeit 
sehen. Eine historische Auf-
arbeitung der eigenen Sowjet-
Verstrickungen und der Kolla-
boration mit der „Sowjet-
macht“ gegen die Freiheit in 
der DDR, in Ungarn oder in 
der Tschechoslowakei fehlt. 
Sie ist politisch nicht oppor-
tun. 

In Deutschland werden 
heute ganz sicher wieder Re-
den zum 17. Juni gehalten wer-
den. Auch von Angehörigen 
der CDU. Deren Anführer sind 
gleichzeitig dabei, die Lehren 
dieses Tages in den Wind zu 
schreiben: Da will so mancher 
gern mit der SED-Fortset-
zungspartei „Die Linke“, also 
den direkten Erben derjeni-
gen, gegen die es 1953 ging, zu-
sammenarbeiten. Wer den 
antitotalitären Konsens so 
leichtfertig bricht, sollte dann 
wenigstens Anstand genug be-
sitzen, an diesem Tag zu die-
sem Thema zu schweigen. 
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Ohne Freiheit ist alles nichts  

Den Podcast zum  

Thema finden Sie 

  unter nwzonline.de/
nwz-meinung-podcast


